
Terrormit Ankündigung

Ankündigung des künftigen 

Regierungsprogramms

der NSDAP im Völkischen 

Beobachter, 11. August 1932

(leicht gekürzt)

„Sofortige Verhaftung

und Aburteilung aller 

kommunistischen und 

sozial   demokratischen 

Parteifunktionäre. 

Unterbringung Verdäch­

tiger und intellek­

tueller Anstifter in 

Konzentrationslagern.“

Der „legale“ Weg

zur Macht

Weltwirtschafts­

krise

Politische Gewalt

auf der Straße

Polizisten untersuchen SA-Männer

auf Waffen, ohne Ort, 1928

SZ-Photo, Bild 00296355

Die Sturmabteilung (SA) der NSDAP wurde 

1919/20 als Saalschutz gegründet und war 

als paramilitärische Organisation das 

wichtigste Instrument der NSDAP im Kampf 

um den öffentlichen Raum. Sie sprengte 

systematisch Versammlungen politis
cher 

Gegnerinnen und Gegner. B
ei Saalschlach-

ten, Straßenkämpfen und Überfällen 

schreckte die SA auch vor tö
dlicher Gewalt 

nicht zurück. Die SA verfügte über gute 

Beziehungen zu Teilen der Reichswehr.

Verhaftete Mitglieder des Roten 

Frontkämpferbundes, Berlin, 1930

SZ-Photo, Bild 00296743

Der Rote Frontkämpferbund (RFB) war der 

Selbstschutzverband der KPD und Haupt-

gegner der SA im Straßenkampf. S
eine 

Mitglieder wurden von Polizei und Strafjustiz 

deutlich schärfer verfolgt als die National-

sozialisten. Dem RFB gehörten überwiegend 

Männer an, Frauen waren in einer separaten 

Unterabteilung, dem Roten Frauen- und

Mädchenbund (RFMB), organisiert.

Von SA-Männern verletzte Mitglieder

des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, 

Hessen, 1932

Illu
strierte Republikanische Zeitung, Nr. 26, 19

32

Foto: Hermann Collm
ann

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-G
old war ein 

Wehrverband zur Verteidigung der Republik 

und zur Abwehr des Straßenterrors. Es war 

eine der größten demokratischen Massen-

organisationen der W
eimarer Republik. Ihm 

gehörten ausschließlich Männer an, über-

wiegend Sozialdemokraten und einige Links-

liberale sowie Anhänger der Zentrumspartei.

Erwerbslose beim Mittagessen 

aus der Volksküche, Berlin, 

1920er-Jahre

Bundesarchiv, Bild 146-2003-002-22

Adolf Hitler im Zeugenstand

beim Ulmer Reichswehrprozess,

Leipzig, 25. September 1930

akg-im
ages, 3962584

Drei nationalsozialistische Offiziere der 

Ulmer Garnison wurden 1930 wegen „Vor-

bereitung zum Hochverrat“ vor dem Reichs-

gericht in Leipzig angeklagt. Hitler wurde

als Zeuge vernommen.

Hitler nutzte den Prozess als Bühne für 

seine Propaganda. Er erklärte unter Eid, 

seine Bewegung kämpfe „nicht mit ille
galen 

Mitteln“. Es bräuchte „noch zwei bis drei 

Wahlen“, dann werde die Partei die Mehrheit 

bekommen und „den Staat so gestalten,

wie wir ih
n haben wollen“. Dabei würden 

„Köpfe rollen.“

1929 setzte die Weltwirtschaftskrise 

ein. Die Zahl der Arbeitslosen stieg im 

Laufe der fo
lgenden Jahre auf sechs 

Millio
nen. Die Sozialsysteme brachen 

zusammen. Armut und Hunger waren 

für viele die Folge. Die nationalsozia-

listische Propaganda arbeitete gezielt 

mit den Ängsten und der Verzweiflu
ng 

der M
enschen. Sie machte das demo-

kratische System für die Situation 

verantwortlic
h.

Der Wegin die DiktaturMit ihrer Ablehnung der Weimarer Repu­

blik fand die Partei Zustimmung in Teilen 

der Bevölkerung, auch in Kreisen von 

Militär, Polizei und Justiz. Bei den Reichs­

tagswahlen im Juli 1932 wurde sie mit 

37Prozent der Stimmen erstmals stärkste 

Kraft. In diesem Jahr trat die Partei 

bereits in einige Landesregierungen ein – 

z.B. in den Freistaaten Oldenburg und 

Mecklenburg­Schwerin sowie in Thürin­

gen. Deutschnationale Politiker boten der 

NSDAP im Januar 1933 die Bildung einer 

gemeinsamen Regierung im Reich an.

Am 30. Januar 1933 wurde Adolf Hitler 

zum Reichskanzler ernannt. Am nächsten 

Tag löste der Reichspräsident den Reichs­

tag auf. Dies war der erste Schritt auf

dem Weg in die Diktatur.

Die Nationalsozialistische Deutsche 

Arbeiterpartei (NSDAP) wurde 1919 ge­

gründet, damals noch als „Deutsche 

Arbeiterpartei“. In den ersten Jahren ihres 

Bestehens war sie eine von zahlreichen 

kleinen Splitterparteien.

Im Mai 1928 wurde die NSDAP mit nur

2,6 Prozent der Stimmen erstmals in den 

Reichstag gewählt. Begünstigt durch die 

Weltwirtschaftskrise erhielt sie ab 1929 

starken Zulauf. Ihre bewaffnete Truppe, 

die Sturmabteilung (SA), entfesselte eine 

Welle der Gewalt gegen ihre politischen 

Gegnerinnen und Gegner. Im Jahr 1932 

hatte die SA rund 450000 Mitglieder.
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SA-Männer hängen ein Wahl-

plakat der NSDAP mit einem 

Porträt von Adolf Hitler auf, 

Mecklenburg-Vorpommern, 

Sommer 1932

Bundesarchiv, Bild 146-1978-096-03

„Lieber Gott, mach mich stumm,

daß ich nicht nach Dachau kumm.“

Populäre Redensart,

überliefert aus der Umgebung

des KZ Dachau

„Lieber Gott, mach mich stumm,

daß ich nicht nach Wittmoor kumm.“

Populäre Redensart, 

überliefert aus der Umgebung 

des KZ Wittmoor

Häftlinge

im öffentlichen Raum

Häftlinge des KZ Dachau

auf dem Weg zum Arbeitseinsatz, 1933

KZ-Gedenkstätte Dachau, DaA F 0009, 8405

Die Aufnahmen zeigen bewachte 

Gruppen von KZ-Häftlin
gen in Dachau 

und Prettin, die durch die Stadt 

geführt wurden. Beide Fotografien 

wurden vermutlic
h aus den Fenstern 

von Privatwohnungen gemacht. Trans-

porte in die Konzentrationslager, zu 

Außenkommandos oder zu Zwangs -

arbeitseinsätzen gehörten vielerorts 

zum alltäglichen Stadtbild. Die 

Prettiner Häftlin
ge waren wahrschein-

lich Männer jü
discher Herkunft, die 

mit einem roten Band am linken Bein 

als angebliche „Rassenschänder“ 

gekennzeichnet wurden.

Marschierende Häftlinge

aus dem KZ Lichtenburg in Prettin,

ohne Datum (vor 1937)

Sammlung Gedenkstätte KZ Lichtenburg Prettin

Nachbarschaft

und ÖffentlichkeitEhemalige Häftlinge berichteten aber 

schon früh über unmenschliche Zustände, 

Misshandlungen und Morde. Diese Be­

richte kursierten in zahlreichen illegalen 

Flugblättern und in Untergrundzeitungen, 

vor allem innerhalb der organisierten 

Arbeiterbewegung. Geflüchtete Regime­

gegner verbreiteten diese Informationen 

schon 1933 im Ausland. Einige ihrer 

Publikationen wurden ins Deutsche Reich 

und sogar in die Konzentrationslager 

geschmuggelt.

Die frühen Konzentrationslager entstan­

den in aller Öffentlichkeit. Viele wurden 

inmitten der Städte oder am Stadtrand 

eingerichtet. Anwohnerinnen und An­

wohner konnten die Vorgänge in den 

Lagern häufig sehen oder hören. Lokale 

Betriebe errichteten oder belieferten die 

Konzentrationslager und profitierten 

davon. Häftlinge verrichteten Zwangs­

arbeit im öffentlichen Raum.

In Deutschland kontrollierte die national­

sozialistische Propaganda das Bild der 

frühen Konzentrationslager. Die gleich­

geschaltete Presse stellte die Lager als 

„Erziehungslager“ dar, deren Insassen 

anständig behandelt, angemessen 

untergebracht und ausreichend ernährt 

würden. Bilder in Zeitungen und Filmen 

zeigten die Häftlinge bei der Arbeit, beim 

Sport oder bei Freizeitaktivitäten. Die 

Aufnahmen wurden unter Zwang und 

Drohungen inszeniert.
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Appellplatz des KZ Mißler mit 

umliegenden Wohnhäusern, 

Bremen, Sommer 1933

Bundesarchiv, Bild Y 1-10
67-6166

Bauzeichnung einer Häftlingsbaracke

für die Konzentrationslager im Emsland, 

1933 Niedersächsisches Landesarchiv –

Abt. Osnabrück, K Akz 2001/093, Nr. 204 H

Die vier Konzentrationslager im Emsland 

stellten in baulicher Hinsicht einen Sonder­

fall unter den frühen Lagern dar. Sie wurden 

nicht in bereits vorhandenen Gebäuden 

eingerichtet, sondern neu gebaut. Diese 

Arbeit mussten die Häftlinge teilweise 

selbst leisten. Ab 1936 nutzte die SS in neu 

geschaffenen Konzentrationslagern meist 

ähnliche standardisierte Baracken zur 

Unterbringung der Häftlinge.

ErsteBarackenlager

Luftbild der Anstalt Breitenau, 

1938 

Gedenkstätte Breitenau

Blick vom Appellplatz auf die 

Rückseite der Kommandantur 

des KZ Oberer Kuhberg,

Ulm, 1934 

Archiv Dokumentationszentrum

Oberer Kuhberg, Ulm, A 391

Festungen, Kasernen, 

Arbeitshäuser

Ehemalige Kasernen, Verteidigungsanlagen, 

Gefängnisse oder Arbeitshäuser waren 

gegenüber ihrer Umgebung baulich abge­

schottet und leicht zu kontrollieren. Ab dem 

März 1933 wurden einige Kasernen auf dem 

ehemaligen Truppenübungsplatz Heuberg

als Konzentrationslager genutzt. In dessen 

Nachfolgelager, dem Fort Oberer Kuhberg, 

waren die Gefangenen ab Herbst 1933 in 

unterird
ischen Wachgängen untergebracht. 

Das KZ Breitenau wurde im Juni 19
33 in der 

dortigen „Korrektions­ und Landarmen­

anstalt“, einem ehemaligen Kloster, einge­

richtet. Die KZ­Häftlin
ge wurden im Haupt­

gebäude der Anstalt, im
 Mittelschiff und im 

Westturm der Klosterkirche eingesperrt, 

während andere Teile der Anlage weiterhin

als Arbeitshaus genutzt wurden.

Haftorte

und Zuständigkeiten

3

Diese Karte mit Haftorten

im Deutschen Reich wurde

von deutschen Emigranten 

zusammengestellt und

in Paris veröffentlicht. 

Arbeiter-Ill
ustrierte Zeitung.

Die Volkszeitung, Jahrgang XV, Nr. 27, 1. 
Juli 19
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Aufgrund ihrer Entstehungs-

bedingungen enthält die Karte 

einige sachliche Fehler.

Haftorteund Zuständigkeiten
Die ersten Konzentrationslager wurden 

meist auf Initiative der SA und SS oder von 

lokalen und staatlichen Akteuren errich­

tet. Die Zuständigkeit für die neu geschaf­

fenen Lager war von Ort zu Ort zunächst 

unterschiedlich geregelt. Zwischen den 

Polizeibehörden und den Organisationen 

der NSDAP ergaben sich nicht selten 

Konflikte um die Führung und Bewachung 

der Lager. Anfangs lag die Verantwortung 

an fast allen Orten bei der Polizei und der 

neu ernannten Hilfspolizei aus SA, SS und 

dem deutschnationalen Stahlhelm. Ab 

1934 übernahm die SS vielerorts die alleini­

ge Kontrolle, womit häufig eine Verschär­

fung der Haftbedingungen einherging.

Im Frühjahr 1933 waren Polizei­ und 

Justizgefängnisse durch die Massenver­

haftungen völlig überbelegt. Die National­

sozialisten richteten vielerorts zusätzliche 

provisorische Haftstätten in Kellerräumen 

von Versammlungslokalen der SA ein. 

Weiterer Haftraum wurde innerhalb 

kürzester Zeit in Kasernen, Arbeits­ und 

Zuchthäusern sowie leerstehenden Fabri­

ken und anderen Gebäuden geschaffen.
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KZ-Gedenkstätte

im Fort Oberer Kuhberg, Ulm, 2020

Archiv Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg, Ulm

Von November 19
33 bis Juli 19
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befand sich im Fort Oberer Kuhberg 

ein frü
hes KZ des Landes Württem­

berg. Seit 1985 gibt es eine Gedenk­

stätte am historischen Ort, der 

weitgehend erhalten ist. Zu besich­

tigen sind unterird
ische Häftlings­

unterkünfte und Sonderhaftzellen, 

Räume der KZ­Verwaltung sowie eine 

Dauerausstellung.

KZ-Gedenkstätte Oberer Kuhberg

Am Hochsträss 1

89081 Ulm

www.dzok­ulm.de

Entwurfsansicht des geplanten 

Lernorts Kislau, 2022

lennermann krämer architekten, Karlsruhe

In der Schlossanlage Kislau befand 

sich von 1933 bis 1939 ein Konzentra­

tionslager. D
er an der Bahnstrecke 

zwischen Heidelberg und Karlsruhe 

gelegene Gebäudekomplex wird heute 

für den Justizvollzug genutzt und ist 

nicht öffentlich zugänglich. Der Lern­

ort Kislau e. V. plant deshalb einen 

Neubau vor den Toren des Schlosses.

Lernort Kislau e.V.

Ettlinger Straße 3a

76137 Karlsruhe

www.lernort­kislau.de

Ehemaliges Jourhaus des KZ Dachau 

(1936 errichtet, seit 2005 Eingang der 

KZ-Gedenkstätte), Foto von 2010

Archiv der KZ­Gedenkstätte Dachau,

Foto: Stefan Müller­N
aumann

Das KZ Dachau zählt wegen der Ein­

richtung im März 1933 zu den frü
hen 

Lagern, bestand aber nach einem 

Umbau 1937/38 bis 1945 weiter. S
eit 

1965 befindet sich auf dem Gelände 

des ehemaligen Häftlingslagers die 

Gedenkstätte. Von der Lagerphase 

1933 bis 1937 sind nur wenige Gebäude 

erhalten.

KZ-Gedenkstätte Dachau

Alte Römerstraße 75

85221 Dachau

www.kz­gedenkstaette­dachau.de

Gedenkort SA-Gefängnis 

Papestraße, 2013 

Museen Tempelhof­Schöneberg, 

Foto: Johannes Kramer

In dem ursprünglich für die Preußi­

schen Eisenbahnregimenter erbauten 

Kasernengebäude befand sich von 

März bis Dezember 19
33 ein frü

hes 

Konzentrationslager unter Führung der 

SA­Feldpolizei. Seit den 1990ern 

forschte eine lokale Geschichtswerk­

statt zum Gefängnis. 2011 w
urde der 

Gedenkort und 2013 die Dauer­

ausstellung eröffnet. Der Gedenkort 

gehört zu den Museen Tempelhof­

Schöneberg.

Gedenkort SA-Gefängnis Papestraße

Werner­Voß­Damm 54 a

12101 Berlin

www.gedenkort­papestrasse.de

Gedenkstätte im ehemaligen 

Amtsgerichtsgefängnis Berlin-

Köpenick, 2019

Museen Treptow­Köpenick

Das Amtsgerichtsgebäude diente 1933 

bei einer größeren Verhaftungsaktion 

von Regimegegnerinnen und ­gegnern 

sowie Jüdinnen und Juden als Zen­

trale. Die Verhafteten wurden in 

mehreren Lokalen und Heimen der

SA festgehalten und misshandelt.

Die Gedenkstätte erinnert an die 

sogenannte „Köpenicker Blutwoche“

im Juni 19
33, bei der m

indestens

23 Menschen starben.

Gedenkstätte Köpenicker Blutwoche

Puchanstraße 12

12555 Berlin

www.berlin
.de/museum­tre

ptow­

koepenick/gedenkstaette

Gedenkstätte und Museum 

Sachsenhausen, Eingangsbereich, 

2005

Gedenkstätte und Museum Sachsenhausen

Das KZ Oranienburg (19
33   –1934) 

befand sich im Zentrum der Stadt. Am 

Standort erinnert heute eine Gedenk­

tafel an das KZ. Die Gedenkstätte 

Sachsenhausen zeigt eine Ausstellung 

über das KZ Oranienburg. Sie befindet 

sich ebenfalls in Oranienburg, aber 

nicht am Ort des frü
hen KZ Oranien­

burg, sondern auf dem Gelände des 

späteren KZ Sachsenhausen 

(1936– 1945).

Gedenkstätte und Museum 

Sachsenhausen (KZ Oranienburg)

Straße der Nationen 22

16515 Oranienburg

www.sachsenhausen­sbg.de

Baden-Württemberg

Bayern

Berlin 

Brandenburg

Diese Ausstellung wurde gemein­

schaftlic
h von 17 Bildungsein­

richtungen aus dem gesamten 

Bundesgebiet erarbeitet, die sich 

in der Arbeitsgemeinschaft 

„Gedenkstätten an Orten frü
her 

Konzentrationslager“ zusammen­

geschlossen haben. Die Konzen­

trationslager, an die in den be­

teiligten Gedenkstätten erinnert 

wird, bilden den Ausgangspunkt 

dieser Ausstellung. Sie stehen 

exemplarisch für die mehr als 90 

frühen Konzentrationslager des 

Deutschen Reiches.

Eine Ausstellung der Arbeitsgemeinschaft

„Gedenkstätten an Orten früher Konzentrationslager“

SA-Wachen vor dem Tor

des KZ Oranienburg, Juni 1933 

(Propagandaaufnahme)

SZ-Photo, 00007276, Foto: Scherl

Auftaktdes TerrorsFrühe Konzentrationslager 

im Nationalsozialismus

„Gegen fünf Uhr morgens sind sie da. 

Sturmriemen unterm Kinn, Revolver, 

Gummiknüppel. Reißen die Kästen 

auf, werfen die Kleider heraus, stülpen 

die Schubladen um, durchwühlen den 

Schreibtisch. Ich kenne den politi­

schen Kampf, auch Haussuchungen 

sind mir nicht neu. Aber das ist etwas 

anderes. Alles sehr rasch, rücksichts­

los, mit einem widerlichen Eifer und 

sichtlicher Lust. Dabei sind wir ihnen 

keineswegs fremd, sie kennen uns und 

wir kennen sie, es sind erwachsene 

Menschen, Mitbürger, Nachbarn.“

Die Kommunistin Lina Haag

über die Verhaftung ihres 

Mannes Alfred Haag, KPD-

Landtagsabgeordneter in 

Württemberg, am 10. Februar 

1933 durch die SA

(leicht gekürzt)

Lina Haag, Eine Hand voll Staub,

Nürnberg 1947

Überfall im Morgengrauen

Massen­

verhaftungen 

1933

Razzia von Polizei und Hilfspolizei, 

Berlin, 28. April 1933

Bundesarchiv, Bild 102-14481

In den Tagen und Wochen nach dem Reichs-

tagsbrand fanden reichsweit Razzien und 

Verhaftungen statt, häufig auf offener 

Straße. SA- und SS-Männer bekamen als 

Hilfs
polizisten weitre

ichende Befugnisse, 

politis
che Gegnerinnen und Gegner fe

st-

zunehmen. Viele Verhaftete wurden in 

improvisierte Haftstätten oder neu einge-

richtete Konzentrationslager verschleppt.

SA-„Ehrenwache“ vor dem Wohnhaus

der Familie
 Schmaus,

Berlin-Köpenick, Juni 1933 

Groß-Berlin
er Ost-Zeitung, 23. Juni 19

33

In Berlin
-Köpenick organisierten örtliche

SA-Einheiten im Juni 19
33 eine massive 

Gewaltkampagne gegen politis
che 

Gegnerinnen und Gegner. W
ährend der 

„Köpenicker Blutwoche“ wurden rund

500 Menschen gefangen genommen

und gefoltert, 23 Menschen wurden 

ermordet. Während dieser Aktion tötete

der Sozialdemokrat Anton Schmaus in 

Notwehr drei SA-Männer, die sein Haus 

überfielen. Schmaus wurde verhaftet und 

starb nach schweren Misshandlungen

durch die SA im Januar 19
34. Die SA be-

setzte sein Haus und richtete dort eine 

„Ehrenwache“ zur Einschüchterung der 

Nachbarschaft ein.

2
Massen-
verhaftungen
1933

Der Brand des Reichstags am 27. Februar 

1933 lieferte den Nationalsozialisten einen 

willkommenen Vorwand für die Verfolgung 

ihrer politischen Gegnerinnen und Gegner. 

Reichspräsident Paul von Hindenburg 

erließ am folgenden Tag die Notverord­

nung „Zum Schutz von Volk und Staat“. 

Sie setzte wesentliche Grundrechte der 

Weimarer Verfassung außer Kraft und 

erlaubte die Beschränkungen der per­

sönlichen Freiheit, des Rechts auf freie 

Meinungsäußerung sowie des Vereins­

und Versammlungsrechts. Die Verordnung 

ermöglichte zudem den Eingriff in die 

Regierungen der Länder und damit deren 

„Gleichschaltung“.

Die sogenannte „Reichstagsbrandverord­

nung“ sowie das Instrument der „Schutz­

haft“ bildeten die juristischen Grundlagen 

für die folgenden Massenverhaftungen. 

Gegnerinnen und Gegner des Regimes 

konnten fortan ohne Anklage und Beweise 

willkürlich und zeitlich unbegrenzt inhaf­

tiert werden. 
Allein im Jahr 1933 verschleppten SA,

SS und Polizei mehr als 80 000 Menschen 

in Konzentrationslager, Gefängnisse und 

improvisierte Haftorte. Der Terror und

die Verhaftungen fanden in aller Öffent­

lichkeit statt. Die sichtbare Gewalt diente 

der Zerschlagung der Opposition und der 

Einschüchterung der Bevölkerung.

Regimegegner werden unter 

den triumphierenden Blicken 

von SA-Männern in das

KZ Osthofen gebracht,

Alzey, April 1933 

NS­Dokumentationszentrum Rheinland­Pfalz,

Osthofen / Dieter Hoffmann, Alzey
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Zitat von Ernesto Kroch

(gekürzt)

Kroch war 19
36/37 im

KZ Lichtenburg inhaftiert.

Ernesto Kroch, Heimat im Exil –

Exil in
 der Heimat, Göttingen 2004, S. 70f.

In einigen Lagern gab es offizielle 

Lager- u
nd Strafordnungen sowie 

Dienstvorschriften, die die Anwendung 

von Gewalt gegen Häftlin
ge regelten. 

Diese Lagerordnungen legitim
ierten 

häufig bestim
mte körperlic

he Strafen. 

Auch wurden Verstöße gegen diese 

Bestim
mungen in der Regel geduldet. 

Gewalt

nach Vorschrift?

Stadtarchiv Tübingen, E 104, Fasz. 755

Der Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher

vor dem Internationalen Gerichtshof Nürnberg, Nürnberg 1947,

Bd. XXVI, B
eweisdokument PS-778

Regeln und Willkür

als ständige Drohung 

Aus der Dienst- und Vollzugs-

ordnung für das Schutzhaftlager 

Heuberg  vom 21. April 1933

Aus der Lagerordnung des

KZ Dachau, 1. Oktober 1933
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Darstellung eines misshandel­

ten Häftlings im SA­Gefängnis 

Papestraße, Buchillu
stration 

von Werner Klemke 

Jan Petersen, Und rin
gsum Schweigen,

Berlin
 (Ost) 19

56
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Gewalt und Morde

Dienst- und Lagerordnungen, die in 

manchen Konzentrationslagern erlassen 

wurden, gaben für den Einsatz von Gewalt 

bewusst vage oder doppeldeutig formu-

lierte Regeln vor. Sie boten für die Häft-

linge keinen Schutz vor Misshandlungen. 

Viele Morde wurden von den Wachmann-

schaften als gescheiterte Fluchtversuche 

oder Suizide getarnt. Häftlinge wurden 

auch bewusst in den Suizid getrieben.

Die Lager waren faktisch rechtsfreie 

Räume. Selbst tödliche Misshandlungen 

und Morde blieben in aller Regel unge-

sühnt. Zwar wurden bis 1936 noch einige 

Ermittlungsverfahren gegen besonders 

gewalttätige Wachleute eingeleitet, 

allerdings wurden diese bis auf wenige 

Ausnahmen eingestellt.

Willkürliche und gezielte Gewalt war eine 

alltägliche Erfahrung in den frühen Kon-

zentrationslagern. Sie sollte die Häftlinge 

demütigen und deren Willen brechen. 

Häufig ritualisierten die Wachmannschaf-

ten die Gewalt, zum Beispiel in brutalen 

„Einlieferungszeremonien“.

Nicht alle Häftlinge erlitten im selben 

Maße Gewalt. Bekannte Politiker und 

Häftlinge jüdischer Herkunft wurden be-

sonders häufig drangsaliert und gequält. 

Das Ausmaß der Misshandlungen hing 

unter anderem von der Einstellung des 

jeweiligen Lagerkommandanten und der 

Zusammensetzung der Wachmann-

schaften ab.

Entlassen,
aber nicht frei

Unterschriebene Entlassungserklärung 

von Franz Stattelmann, KZ Kislau, 1935

Generallandesarchiv Karlsruhe, 521, Nr. 8615

In den ersten Jahren der NS-Diktatur wurde 

die Mehrheit der KZ-Häftlinge nach einigen 

Tagen, Wochen oder Monaten wieder ent-

lassen. Sie mussten vor ihrer Entlassung 

stets schriftlich bestätigen, dass sie be-

stimmte Auflagen einhalten würden und 

standen danach unter besonderer Be-

obachtung. Häftlinge jüdischer Herkunft 

mussten häufig erklären, umgehend ins 

Ausland zu emigrieren. Der Priester Franz 

Stattelmann wurde vor seiner Entlassung 

aus dem KZ Kislau gezwungen, diese Er-

klärung zu unterschreiben.

Schlafsaal für Häftlinge im

Konzentrationslager Kislau,

1933 (Propagandafoto)

Stadtarchiv Karlsruhe, 8 PBS VI, N
r. 362

(Bildrechte ungeklärt)

Schlafsaal des KZ Osthofen in 

einer ehemaligen Fabrikhalle,

Aufnahme von 2020

NS-Dokumentationszentrum Rheinland-Pfalz,

Osthofen

Häftlingsunterkünfte des

ehemaligen KZ Oberer 

Kuhberg, Aufnahme von 2015

Archiv Dokumentationszentrum

Oberer Kuhberg, Ulm

Zwa
ngs

arb
eit,

Sch
ikan

e,

Dem
ütig

ung

Häftlinge beim erzwungenen „Sport“

im Hof des KZ Oranienburg, April 1933 

(Propagandaaufnahme)

Brandenburgisches Landeshauptarchiv, Rep. 2A I, P
ol. N

r. 11
91

Beim sogenannten „Sport“ wurden die Häft-

linge mit Liegestützen, Kniebeugen und 

anderen Übungen bis zur völligen Erschöp-

fung gequält. Auf dem Bild kontrolliert ein 

SA-Mann (Mitte) die „korrekte“ Ausführung.

Häftlinge bei Zwangsarbeiten

im KZ Esterwegen, um 1935/36

Fotoalbum Karl O
tto Koch, FSB-Archiv, Moskau

Das Foto zeigt Häftlinge beim Schieben

von beladenen Schubkarren. Nach Aussagen

ehemaliger Häftlinge diente diese Arbeit

im KZ Esterwegen nur der Schikane. Die 

Buchstaben „BV“ auf den Häftlingsunifor-

men standen lagerintern für „Berufsver-

brecher“, mehrfach vorbestrafte Personen,

die ab 1935 einen großen Teil der Häftlinge 

dieses Lagers ausmachten. 

Gustav Weil, H
äftling des KZ Neustadt

an der Haardt, beim „Arbeitseinsatz“,

März 1933 (Propagandaaufnahme)

Stadtarchiv Neustadt an der W
einstraße,

Fotosammlung Gerhard Berzel, G
B 623

Arbeitseinsätze außerhalb der Lager 

dienten auch der öffentlichen Demütigung 

der Häftlinge, wie hier bei Gustav Weil. 

Dieser war Vorsitzender der SPD-Stadt-

ratsfraktion und Vorstand der israelitis
chen

Kultusgemeinde in Neustadt an der Haardt. 

Die lokale NS-Presse schrieb: „Den Segen 

der Arbeit verspürt der SPD-Jude Weil von 

hier gegenwärtig in vollem Maße. Er ist 

nämlich mit einer hübschen Anzahl von 

‚Genossen‘ dazu abkommandiert, den Hof

und den Garten der Gauleitung in der

Maximilianstraße von Gras zu reinigen.“

Haf
tbe

ding
ung

en

Häftlinge in einer Baracke

im KZ Dachau, Juli 1933 

(Propagandaaufnahme) 

SZ-Photo, Bild 152914
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Haftbedingungen

In einigen Lagern diente schwere körper­

liche Zwangsarbeit vor allem der Aus­

beutung der KZ­Häftlinge, in anderen 

überwiegend der Schikane. Langes 

Appellstehen und erzwungener „Sport“ 

waren weitere Formen der Demütigung.

Manche Häftlinge verzweifelten. Andere 

versuchten, sich mit den Haftbedingun­

gen zu arrangieren. Trotz weitgehender 

Isolation und Rechtlosigkeit gab es jedoch 

auch vielfältige Formen von Selbstbe­

hauptung, Solidarität und Widerstand.

Die Haftbedingungen waren von Ort zu 

Ort unterschiedlich, je nach zuständiger 

Verwaltung, Lagerpersonal und Art der 

Unterbringung. Die Unterkünfte waren

für eine menschenwürdige Unterbringung 

oft ungeeignet, manche hatten nicht 

einmal sanitäre Einrichtungen. Die Ver­

pflegung und die Gesundheitsversorgung 

waren unzureichend, wenn auch meist 

noch nicht so katastrophal wie in späte­

ren Phasen der Konzentrationslager. 

Die KZ­Häftlinge waren dem Lagerper­

sonal ausgeliefert. Sie wurden im Lager 

gezielt gedemütigt, Tritte und Schläge

der Wachmannschaften gehörten zum 

Haftalltag. Die Haftdauer lag in der Willkür 

des Regimes.

Gedenken heute – 

Kontroversen, 

Planungen
und Initiativen

Ehemalige Kommandantenvilla

des KZ Sachsenburg, 2019

Geschichtswerkstatt Sachsenburg e.V.

Der Umgang mit den historischen 

Orten früher Konzentrationslager 

ist bis heute umstritten. Die Nach­

nutzung der Gebäude und kompli­

zierte Besitzverhältnisse erschwe­

ren den Erhalt der historischen 

Gebäude häufig – sofern überhaupt 

noch Gebäude vorhanden sind.

Ein Beispiel ist die Debatte um

das Bauensemble des ehemaligen

KZ Sachsenburg. In der ehemaligen 

Lagerkommandantur entsteht eine 

Gedenkstätte mit Ausstellung. Die 

historische Kommandantenvilla 

wurde trotz Protestes wegen ihres 

ruinösen baulichen Zustands im 

Oktober 2022 abgerissen.

Schild an der Justizvollzugs­

anstalt (JVA) Kislau, 2011

Lernort Kislau e.V.

Am Ort des frühen KZ Kislau gibt

es bislang noch keine Gedenk­ und 

Bildungseinrichtung. Der histo­

rische Gebäudebestand befindet 

sich im Besitz des Landes Baden­

Württemberg und wird seit 1946

als Strafanstalt genutzt. Für den 

geplanten Lernort Kislau ist daher 

ein Neubau nötig.

Wandel der Erinnerung

1970er- und 1980er-Jahre

Müllberge im ehemaligen

KZ Osthofen, 1988

NS-Dokumentationszentrum Rheinland-Pfalz, Osthofen

Nach Schließung des KZ Osthofen zog eine 

Möbelfabrik in den Komplex ein, ab 1976 

wurde das Gelände unter anderem von 

einem Recyclingunternehmen genutzt. 

Ehemalige Häftlinge und verschiedene Orga-

nisationen tra
ten für eine würdige Erinne-

rung vor Ort ein. Sie organisierten Gedenk-

feierlic
hkeiten und stifteten eine erste 

Gedenktafel. 19
88 wurden erstmals Räume 

für die pädagogische Arbeit angemietet.

Seit 1989 steht das Gebäude unter Denk-

malschutz.

Eröffnung des „Antifaschistischen 

Traditionskabinetts“ in Berlin-Köpenick,

8. Mai 1980

Gedenkstätte Köpenicker Blutwoche

Am 8. Mai 19
80 wurde im ehemaligen Amts-

gerichtsgefängnis im Ostberlin
er Bezirk 

Köpenick auf Betreiben des Kreiskomitees 

der Antifa
schistischen Widerstandskämpfer 

(KdAW) und einer Arbeitsgruppe der SED-

Kreisleitung ein „Antifa
schistisches Tradi-

tionskabinett“ erric
htet, ein Gedenkort in 

einer ehemaligen Gefängniszelle.

Lokalpolitische Kontroversen

um die Erinnerung

Hessisch/Niedersächsische Allgemeine, 8. August 1983

Bis in die 1980er-Jahre hinein gab es in der 

Bundesrepublik an den Orten der NS-Ver-

brechen erbitterte Auseinandersetzungen. 

Der Zeitungsartikel dokumentiert einen 

Streit im Rat der Stadt Moringen. Etwa 300 

Bürgerinnen und Bürger verfolgten eine 

Sondersitzung und erlebten, wie die Rats-

mitglieder darüber abstim
mten, ob es in der 

NS-Zeit in Moringen ein Konzentrationslager 

gegeben habe.

Osthofen 1988

Berlin
 1980

Moringen 1983

Eröffnung des Dokumentationszentrums 

Oberer Kuhberg, Ulm, 1985

Archiv Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg, Ulm, B 258

In Ulm wurde 1985 die Gedenkstätte im 

ehemaligen KZ Oberer Kuhberg eröffnet. 

Der von ehemaligen Häftlingen gegründete 

Verein „Dokumentationszentrum Oberer 

Kuhberg e.V.“ setzt sich seitdem für den 

Erhalt des historischen Ortes ein. Auch 

andere Gedenkorte wie die Gedenkstätte 

Breitenau (19
84) entstanden in dieser Zeit.

Demonstration für die Einrichtung einer 

Gedenkstätte, Hamburg-Fuhlsbüttel,

27. Februar 1983

KZ-Gedenkstätte Neuengamme, F 2001-2407,

Foto: Michael Meyborg

Am 27. Februar 19
83 demonstrie

rten

KZ-Überlebende in Hamburg für die Ein-

richtung einer Gedenkstätte im Torhaus der 

Strafanstalt Fuhlsbüttel. D
er Hamburger 

Senat beschloss 1985 den Aufbau eines 

Erinnerungsortes zum Gedenken an das

KZ Fuhlsbüttel. D
ie Gedenkstätte wurde

am 6.November 19
87 im Beisein zahlreicher 

ehemaliger Häftlinge feierlic
h eröffnet.

Oberer Kuhberg 1985

Hamburg 1983Demonstrationszug der 

„Lagergemeinschaft Heuberg – 

Kuhberg – Welzheim“ von der 

Ulmer Innenstadt zum ehe­

maligen KZ Oberer Kuhberg,

9. Mai 1971 

Archiv Dokumentationszentrum

Oberer Kuhberg, Ulm, Album 14-11
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Gedenken
nach 1945

In der DDR wurde das Gedenken an die 

Lager früh staatlich vereinnahmt und zur 

„antifaschistischen“ Legitimation des 

neuen Staates instrumentalisiert. Die 

Regierung rückte dazu den kommunis­

tischen Widerstand in den Vordergrund 

des Gedenkens.
Heute verstehen sich Gedenkstätten

als Lernorte der Demokratie. Vielerorts 

werden sie durch ehrenamtliches En­

gagement getragen. Gedenkstätten sind 

nach wie vor politischen Anfeindungen 

ausgesetzt.

Nach 1945 waren viele Überlebende

der Konzentrationslager körperlich und 

seelisch gezeichnet. Sie forderten his­

torische Aufklärung, würdiges Totenge­

denken und öffentliche Anerkennung. 

Erste Häftlingsberichte dokumentierten 

die Verbrechen der Nationalsozialisten, 

aber nur wenige Täter und Täterinnen 

wurden für ihre Verbrechen verurteilt.

Die Orte des Leidens gerieten oft in Ver­

gessenheit, insbesondere die frühen 

Konzentrationslager, die schon in den 

1930er­Jahren aufgelöst worden waren.

Im antikommunistischen Klima der frühen 

Bundesrepublik waren NS­Opfer oft

noch Anfeindungen ausgesetzt. Seit den 

1980er­Jahren erforschten zivilgesell­

schaftliche Initiativen verstärkt lokale

NS­Verbrechen. Sie setzten vielerorts das 

öffentliche Gedenken an die Konzentra­

tionslager durch – oft gegen beträchtliche 

Widerstände vor Ort.

Zweites Morgenblatt der

Frankfurter Zeitung, 29. August 1933

(gekürzt)

„Warnung an die Juden“

„Der Landespolizeipräsident gibt

folgende Warnung bekannt: Die 

Meldungen mehren sich, dass in 

zahlreichen Plätzen in Hessen 

die Juden beginnen, die gebotene 

Zurückhaltung außer Acht zu 

lassen. Freche Äußerungen gegen 

den nationalsozialistischen 

Staat und gegen einzelne Natio­

nalsozialisten, Versuche sich 

deutschen Mädchen zu nähern und 

dergleichen, verursachen be­

rechtigte Erregung in der 

deutschen Bevölkerung. Die 

politische Polizei ist hierdurch 

genötigt, die Schuldigen oder 

solche bekannten Juden, gegen 

die sich die Erregung richten 

könnte, in Polizeihaft zu 

nehmen. Am 26. August wurde 

durch die Staatspolizeistelle

in Worms eine größere Anzahl 

Juden in Polizeihaft genommen 

und dem Konzentrationslager 

Osthofen zugeführt.“

Ernst Heilm
ann

geboren 1881 in
 Berlin

ermordet 1940 im KZ Buchenwald

Ernst Heilmann war in
 der Weimarer 

Republik einer der fü
hrenden demo­

kratischen Politik
er in

 Preußen: 19
21 

bis 1933 Mitglied des Preußischen

Landtages, ab 1924 Vorsitzender der 

SPD­Fraktion, gleichzeitig
 ab 1928 

Reichstagsabgeordneter. N
ach seiner 

Verhaftung im Juni 19
33 war er in

 den 

KZ Oranienburg, Börgermoor und 

Esterwegen inhaftiert. Wegen seiner 

jüdischen Herkunft war er schwers­

ten Misshandlungen ausgesetzt. Ab 

1936 kam er in
 die KZ Sachsenhausen, 

Dachau und Buchenwald, wo er 19
40 

ermordet wurde.

Ludwig Manderschied

geboren 1905 in Bergzabern

gestorben 1977 in Stuttgart

Ludwig Manderschied war M
itbe­

gründer der Sozialistischen Arbeiter­

jugend (SAJ) in Neustadt an der 

Haardt und später M
itglied der SPD. 

Er gründete 1931 die Sozialistische 

Arbeiterpartei (SAP) mit, eine Links­

abspaltung der SPD. Ab 1933 wurde er 

mehrfach verhaftet. Unter anderem 

war er im
 KZ Neustadt inhaftiert. 

Nach Kriegsende war er zunächst in 

der KPD, ab 1949 wieder in
 der SPD 

aktiv. Von 1946 bis 1954 war er M
it­

glied im Stadtrat in Neustadt an der 

Haardt (seit 1950 „an der Wein­

straße“). N
ach 1955 arbeitete er fü

r 

die ÖTV, einer Vorläufergewerkschaft 

der heutigen ver.di. 

Ernst Heilm
ann als Häftling

im KZ Esterwegen, Oktober 1935

Bundesarchiv, BildY 12­441­5345;

Foto: Walter Sohst/Heiner Kurzbein

Ludwig Manderschied, 1948

Gedenkstätte für NS­Opfer Neustadt an der W
einstraße

Prominente aus Politik und 

Rundfunk bei ihrer Einlieferung

ins KZ Oranienburg, darunter der

SPD-Politiker Ernst Heilm
ann (r.) 

und Friedrich Ebert junior,

Sohn des ehemaligen Reichs-

präsidenten (2. v. r.),
 August 1933

(Propagandaaufnahme)

Bundesarchiv, Bild 183-R96360
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Häftlinge

Unter den politisch Verfolgten befanden 

sich von Anfang an auch Menschen jüdi­

scher Herkunft. Mit dem Erlass der Nürn­

berger Rassegesetze 1935 wurde die 

Verfolgung von Jüdinnen und Juden nach 

rassistischen Kriterien systematisiert

und ausgeweitet.

Die Familien der KZ­Häftlinge erfuhren 

soziale Ächtung und häufig auch finan­

zielle Not.

Im Jahr 1933 waren die meisten Häftlinge 

der frühen Konzentrationslager politische 

Gegnerinnen und Gegner des NS­Regimes 

aus der Arbeiterbewegung, vor allem aus 

KPD, SPD und den Gewerkschaften. Ver­

haftet wurden bekannte Persönlichkeiten, 

ehemalige Abgeordnete und Minister, 

aber auch zahlreiche einfache Parteimit­

glieder. Die ersten Massenverhaftungen 

betrafen vor allem Männer.

Nach und nach gerieten andere Gruppen 

ins Visier des Regimes: Menschen, die 

wegen ihrer Lebensumstände, ihrer 

Lebensweise oder ihrer Überzeugungen 

von den Nationalsozialisten stigmatisiert 

und kriminalisiert wurden, mehrfach 

vorbestrafte Personen, Sinti und Sintezza 

sowie Roma und Romnja, Zeugen Jehovas 

und Geistliche. Die Verfolgung weitete 

sich schrittweise aus und zielte immer 

mehr auf die Bildung einer sozial­

rassistisch definierten „Volksgemein­

schaft“ ab.

Aus einem Schreiben des 

Führers der 28. SS-Standarte

in Hamburg an den Reichs-

statthalter Karl Kaufmann, 

24. August 1933

zitiert nach Henning Timpke (Hrsg.),

Dokumente zur Gleichschaltung des Landes 

Hamburg 1933, Hamburg 1983, S. 245

„Einwandfreies

Menschenmaterial“
„Der Führer ist der Sturmführer 

Dusenschön 1/I/28, langjähriger 

Nationalsozialist und bewährter 

SS-Sturmführer, frisch, energisch, 

durchaus militärisch und gerecht. 

Die SS-Männer sind aus 240 Erwerbs-

losen ausgesucht und stellen ein

einwandfreies Menschenmaterial 

dar. Es wurde dem Kommando bekannt 

gegeben, dass der Führer ein Wach-

kommando von 60-65 Mannschaften

zu betreuen hätte, dass er einen 

vierwöchentlichen Einführungs-

kursus zur Erlernung der Gefan-

genenbewachung etc. mitzumachen 

hätte und dass er eine monatliche

Vergütung von M 200.-, außerdem 

freie Verpflegung und Logis als 

Entgelt für seine Tätigkeit 

bekäme.“

Kommandanten

und Wach­

mannschaften

Josef Kramer im Park der Wachmann­

schaften des KZ Esterwegen, 1936

Bundesarchiv, R 9361-III
/105544, Josef Kramer

Die „Lager-Karrie
re“ von Josef Kramer

(1906–1945) begann 1934 mit seiner Ver-

setzung vom SS-Hilfs
werk Dachau in das

KZ Esterwegen. Er war dort bis 1936 als 

Schreiber in
 der Kommandantur tätig. Sein 

Weg führte ihn anschließend in die KZ

Sachsenhausen, Mauthausen, Auschwitz 

und Natzweiler, w
o er im Oktober 19

42 zum

Lagerkommandanten aufstieg. Im
Mai 19

44

wurde Kramer Kommandant des Vernich-

tungslagers Auschwitz-Birkenau. Ende 1944

versetzte ihn die SS als Kommandanten in 

das KZ Bergen-Belsen. Britis
che Truppen 

verhafteten Kramer 19
45 nach der Befreiung 

des Lagers. Er wurde von einem Militär-

gericht zum Tode verurteilt und hingerichtet.

Seite aus dem privaten Fotoalbum

von Karl Otto Koch

Fotoalbum Karl O
tto Koch, FSB-Archiv, Moskau

Karl O
tto Koch bekam 1937 zu seinem

40. Geburtstag von seinen Mitarbeitern

ein Fotoalbum geschenkt, das seine

Tätigkeit in verschiedenen Konzentrations-

lagern dokumentierte. Das Album umfasst

rund 500 Fotoaufnahmen und zählt heute

zu den wichtigsten Bildquellen zur Ge-

schichte der frü
hen Konzentrationslager.

Es wird im Archiv des russischen Nach-

richtendienstes FSB aufbewahrt.

Karrie
re

im KZ­System

Kommandanten

und Wach­
mannschaften

Die Wachmannschaften bestanden aus 

Angehörigen von SS, SA und Stahlhelm. 

Sie wurden vielerorts zunächst durch 

reguläre Polizeibeamte angeleitet. Die 

meist jungen Wachmänner stammten 

häufig aus der näheren Umgebung des 

jeweiligen Lagers. Viele von ihnen waren 

zuvor arbeitslos gewesen. Etliche waren 

fanatische Nationalsozialisten und er­

kannten unter den Inhaftierten Gegner

aus der Zeit der Straßenkämpfe wieder 

und nutzten die Gelegenheit, um „alte 

Rechnungen“ zu begleichen.

Die SS übernahm im Jahr 1934 die meisten 

Konzentrationslager. Sie vereinheitlichte 

die Ausbildung der Wachmannschaften 

und die Führung der Lager. Der Korpsgeist 

der Wachmannschaften wurde durch welt­

anschauliche Schulungen und gemein­

same Freizeitaktivitäten gezielt gefördert. 

Ausbildungs­ und Karrierewege von SS­

Männern reichten nicht selten von frühen 

Konzentrationslagern bis hin zu späteren 

Vernichtungslagern.

In der Frühphase der Konzentrationslager 

konkurrierten unterschiedliche Akteure 

um die Zuständigkeit für Verwaltung, 

Leitung und Bewachung. In der Hierarchie 

des KZ­Personals stand der Lagerkom­

mandant ganz oben. Manche Komman­

danten waren schon vor 1933 Beamte im 

Staatsdienst gewesen und orientierten 

sich anfangs an den Regeln des Strafvoll­

zugs. Andernorts errichteten Komman­

danten aus den Reihen der SA und SS

von Beginn an eine willkürliche Terror­

herrschaft.

4

Mitglieder des Ausbildungs­

kommandos „SS­Sondersturm 

Renthof“ vor dem Schloss 

Wilhelmshöhe in Kassel,

Mai 1933

Fotoalbum Karl O
tto Koch, FSB-Archiv, Moskau

Liederbuch des Häftlings Amandus 

Goldbeck, KZ Sachsenhausen, vor 1945

Gedenkstätte und Museum Sachsenhausen

Häftlinge verarbeiteten ihre Erfah­

rungen in den ersten Konzentrations­

lagern unter anderem in Liedern, die 

sie gemeinsam sangen. Sie schufen 

damit eine eigene gemeinsame 

Erinnerungskultur der KZ­Häftlinge. 

Die abgebildete Seite aus dem Lieder­

buch des Sozialdemokraten Amandus 

Goldbeck (1907–1963) zeigt das 

„Sachsenhausen­Lied“, in dem die 

Häftlinge unter anderem an ihren Weg 

vom frühen KZ Esterwegen ins KZ 

Sachsenhausen erinnerten.

Von Lager
zu Lager

Die Inspektion der Konzentrations­

lager zentralisierte auch die Inhaftie­

rung von Frauen. Ab 1934/35 wurden 

diese vor allem ins KZ Moringen ver­

bracht. Im
 Dezember 19

37 wandelte 

die IKL das bereits seit Juni 19
33 

bestehende KZ Lichtenburg in Prettin 

zum ersten zentralen Frauen­KZ 

unter ihrer Leitung um. Frauen aus 

dem gesamten Reichsgebiet wurden 

nach Prettin überstellt. 19
39 wurden 

die Häftlin
ge aus der Lichtenburg in 

das neu erbaute KZ Ravensbrück 

verbracht.

Schreiben der Reichsbahn­

direktion Kassel an den 

Direktor des Frauen­KZ 

Moringen zum Transport

von Häftlingen nach Prettin,

15. Februar 1938

Niedersächsisches Landesarchiv –

Abt. Hannover, H
annover 15

8, Moringen Acc. 
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Konzentrationslager

für Frauen

Auflösung

und 

Reorganisation

Auflösung
und ReorganisationMit dem Bau neuer, deutlich größerer 

Barackenlager ab 1936 entwickelte die SS 

das KZ-System weiter. Die frühen Konzen-

trationslager wurden bis auf wenige Aus-

nahmen bis zum Jahr 1937 aufgelöst.

Die dort etablierten Verwaltungspraktiken 

und Ausbildungsprinzipien bildeten die 

Grundlage für die späteren Konzentra-

tionslager. Manche der Kommandanten 

und Wachmänner setzten ihre Tätigkeit 

bis in die Vernichtungslager fort, die ab 

1941 errichtet wurden.

Nach der brachialen Welle der Gewalt im 

Frühjahr 1933 lenkten die NS-Behörden 

die Verfolgung der politischen Opposition 

in kontrolliertere Bahnen. Sie schlossen 

zahlreiche Folterstätten und Konzentra-

tionslager bis Ende des Jahres 1933 

wieder. Häftlinge wurden entlassen oder 

in größere Konzentrationslager oder 

andere Haftstätten überstellt.

Ab Frühjahr 1934 übernahm die SS syste-

matisch die Alleinherrschaft über fast alle 

verbliebenen Konzentrationslager. Damit 

erweiterte sie ihren Machtbereich inner-

halb des NS-Staates. Das vielgestaltige 

Lagernetz wurde im gesamten Reichs-

gebiet zentralisiert und vereinheitlicht. 

Bis Ende 1934 unterstellte die SS die Kon-

zentrationslager Dachau, Esterwegen, 

Lichtenburg, Sachsenburg und Columbia-

Haus (in Berlin) einer neu geschaffenen 

zentralen Verwaltung, der Inspektion der 

Konzentrationslager (IKL).

Überstellung von Häftlingen 

des KZ Esterwegen zum Aufbau 

des neuen KZ Sachsenhausen, 

1936 

Fotoalbum Karl O
tto Koch,

FSB-Archiv, Moskau
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Auftakt
des Terrors

Technische 
Informationen
zur Ausstellung

Frühe Konzentrationslager
im Nationalsozialismus

Eine Ausstellung
der Arbeitsgemeinschaft 
‚Gedenkstätten an Orten
früher Konzentrationslager‘



Ansicht

Großer Saal mit einer Größe von 12,0 × 8,0 m

Flur mit einer Größe von 28,0 × 3,5 m

Mehrere Räume mit einer Größe von je 6,0 × 6,0 m

Großer Saal mit einer Größe von 15,0 × 6,0 m

Isometrie

Material Wabenplatten

Auf- und  AbbauAusstellungsmodule und Transportkisten Anforderungen an den Ausstellungsort 

Die Ausstellung sollte von drei oder vier Personen auf- 
und abgebaut werden. Die Abstände zwischen den 
einzelnen Stationen sollten mindestens 100 cm betragen. 
Beim  Auf- und Abbau bitte Baumwollhandschuhe tragen!

1

2

3

Die Ausstellung umfasst elf Themenstationen. Alle 
Stationen bestehen aus jeweils zwei beidseitig 
bedruckten Platten mit 141 cm Breite und 210 cm Höhe, 
die kreuz weise ineinan der gesteckt werden. Die 
Elemente sind aus schwer entflammbarem Waben-
karton ge fer tigt. 

Verpackt werden die Stationen in zwei Transportkisten 
mit jeweils 215 cm Länge, 149 cm Breite und 19 cm Tiefe. 
Befüllt wiegen sie zusammen rund 30 kg. In einem 
Kleintransporter finden sie bequem Platz.

Die Ausstellung benötigt eine Stellfläche von 
mindestens 100 m2. Die Themenstationen lassen sich 
weitgehend flexibel anordnen. Deshalb können sie 
sowohl in einem großen Raum als auch in mehreren 
aneinander grenzenden Räumen oder in einem breiten 
Gang aufgestellt werden. Der Ausstellungsort sollte 
barrierefrei und tagsüber öffentlich zugänglich sein.

141 cm breit

210 cm hoch


